3 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 2 Ausgegeben Danzig, den 10. Januar 1934 


Inhalt: Verordnung über Aenderung des Arbeitsvermittlungsgeſetze sz. . 0g 
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2 Verordnung 
über Anderung des Arbeitsvermittlungsgeſetzes. 
Vom 5. Januar 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 76 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 

Das Geſetz über Arbeitsvermittlung vom 27. Juni 1930 (G. Bl. S. 147) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 18. September 1931 (G. Bl. S. 725) und vom 21. Dezember 1931 (G. Bl. 
S. 968) und vom 11. Oktober 1932 (G. Bl. S. 711) wird wie folgt geändert: 

1. Die Befugniſſe, die dem Verwaltungsausſchuſſe, dem Vorſtande, den Fachausſchüſſen, den Aus⸗ 
ſchüſſen für Angeſtellte und dem anſtelle der Demobilmachungsausſchüſſe eingerichtetem Sonderaus⸗ 
ſchuſſe, nach dem Geſetz obliegen, werden dem Vorſitzenden des Landesarbeitsamtes übertragen. Der 
Vorſitzende des Landesarbeitsamtes iſt berechtigt, dieſe Befugniſſe ſeinem Stellvertreter zu übertragen. 
— Soweit die Satzung des Landesarbeitsamtes vom 1. Oktober 1930 (St. A. 1 S. 455) und vom 
25. November 1930 (St. A. 1 S. 535) dieſer Beſtimmung entgegenſteht, wird ſie aufgehoben. 

2. Gegen die Entſcheidungen des Vorſitzenden des Landesarbeitsamtes oder ſeines Stellvertreters 
auf Grund der ihnen durch Ziffer 1 übertragenen Befugniſſe tit innerhalb einer Friſt von 2 Wochen Be⸗ 
ſchwerde an den Senat zuläſſig, der entgültig entſcheidet. 

3. § 26 erhält folgenden Wortlaut: 

„8 26 

Die Aufnahme einer Arbeit iſt, ſoweit ſich das Arbeitsverhältnis über die Dauer eines Tages hin⸗ 
aus erſtreckt, nur mit ſchriftlicher Genehmigung des Landesarbeitsamtes zuläſſig. Werden Arbeitnehmer 
nur während eines Tages beſchäftigt, iſt der zuſtändigen Zweigſtelle des Landesarbeitsamtes innerhalb 
des darauf folgenden Tages durch den Arbeitgeber ſchriftliche Mitteilung über Name, Vorname, Woh⸗ 
nung des Beſchäftigten ſowie über die Höhe des Entgeltes zu machen; dies gilt jedoch nicht für ſolche 
unſtändigen Arbeitnehmer, deren Arbeitsaufnahme bereits durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen 
geregelt iſt. — Die vorſtehenden Beſtimmungen beziehen ſich nur auf Arbeitsplätze von Arbeitnehmern, 
die der Kranken⸗ oder Angeſtelltenverſicherung unterliegen.“ 

4. $ 27 erhält folgenden Wortlaut: 
+ „Ss 27 

Wird die Genehmigung durch das Landesarbeitsamt verſagt, ſteht ſowohl dem betroffenen Ar⸗ 
beitgeber wie dem betroffenen Arbeitnehmer das Recht der Beſchwerde an den Senat zu; dieſer ent⸗ 
ſcheidet endgültig.“ ES ES, 

5. $ 38 erhält folgenden Wortlaut: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 1. 1934.) 


4 
| „8 38 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer find verpflichtet, die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen. 

Der Vorſitzende des Landesarbeitsamtes und die Leiter der Zweigſtellen ſind berechtigt, die Be⸗ 
teiligten vorzuladen und zu vernehmen. Sie können für den Fall des Nichterſcheinens eine Geldſtrafe 
bis zu einhundert Gulden androhen und bei unentſchuldigtem Ausbleiben feſtſetzen ſowie bei nachträg⸗ 
licher hinreichender Entſchuldigung wieder aufheben. Gegen die Feſtſetzung iſt Beſchwerde an den Senat 
zuläſſig, der endgültig entſcheidet.“ 

Artikel I 

Die Beſtimmungen des Artikels I treten mit ihrer Verkündung in Kraft; ſie treten beſonders auch 
in Kraft für alle Streit⸗ und Beſchwerdefälle, die vor den im Artikel 1 Ziffer 1 angegebenen Or⸗ 
ganen und Ausſchüſſen noch anhängig ſind. 

: Artikel III 

Die Amter der bisherigen Beiſitzer oder Mitglieder in den im Artikel I Ziffer 1 angegebenen 

Organen und Ausſchüſſen erlöſchen mit dem Inkrafttreten des Artikels I. 
Danzig, den 5. Januar 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Nauſchning Dr. Hoppenrath 


3 Verordnung 
über die Feſtſetzung des Voranſchlags der Träger der Sozialverſicherung für 1934. 
Vom 4. Januar 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 in Verbindung mit § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 

Der Voranſchlag für 1934 wird feſtgeſetzt: 
bei den Trägern der Krankenverſicherung vom Vorſtand, 
bei den Genoſſenſchaften der Unfallverſicherung vom Genoſſenſchaftsvorſtand, 
bei der Verſicherungsanſtalt für Invalidenverſicherung vom Geſamtvorſtand, 
bei der Landesverſicherungsanſtalt für Angeſtellte vom Direktorium. 
8 2 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 4. Januar 1934. 


i 3 Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


E. . Verordnung 
über Errichtung eines Landesausſchuſſes für Zahnärzte, Zahntechniker und Krankenkaſſen. 
f : Vom 4. Januar 1934. 


Auf Grund der Verordnung über Anderungen der Reichsverſicherungsordnung und des Ange⸗ 
ſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff.) Kapitel 1 Abſchnitt 1, $ 11 Abſ. 2 
wird — vorbehaltlich einer Allgemeinregelung der Beziehungen zwiſchen Krankenkaſſen, Zahnärzten und 
Zahntechniker — hiermit verordnet: . E 


Artikel I 
8 1 N f : 

Zur Regelung von Vertragsangelegenheiten zwiſchen Krankenkaſſen und Zahnbehandlern ($$ 122, 

123 der Reichsverſicherungsordnung) wird ein Landesausſchuß für Krankenkaſſen, Zahnärzte und Zahn⸗ 
techniker gebildet: : 5 = 
Ex beſteht aus feds Mitgliedern. Zwei von ihnen mit je einem Stellvertreter werden auf die 
Dauer von einem Jahre von dem Spitzenverband der Krankenkaſſen gewählt, zwei Mitglieder mit je 
einem Stellvertreter für die gleiche Zeit von dem Spitzenverband der Zahnärzte und zwei Mitglieder 
mit je einem Stellvertreter für die gleiche Zeit von dem Spitzenverband der Zahntechniker im Gebiete 


2 


2 


der Freien Stadt Danzig. Soweit Vertragsangelegenheiten zwiſchen Krankenkaſſen und Zahnärzten 
zur Verhandlung ſtehen, wirken die von dem Spitzenverband der Zahnärzte gewählten Mitglieder mit, 
bei Vertragsangelegenheiten zwiſchen Krankenkaſſen und Zahntechnikern die vom Spitzenverband der 
Zahntechniker gewählten Mitglieder. f 

Der Senat ſetzt feſt, welche Verbände hiernach wahlberechtigt ſind und erläßt erforderlichenfalls 
weitere Ausführungsbeſtimmungen. Dieſe Mitglieder und ihre Stellvertreter verſehen ihr Amt als 
Ehrenamt. Sie bedürfen der Beſtätigung durch den Senat. 

Zwei weitere Mitglieder mit je einem Stellvertreter ernennt der Senat als unparteiiſche Mitglieder 
und betraut je einen von ihnen mit der Führung des Vorſitzes und der Stellvertretung darin. 

Der Landesausſchuß iſt beſchlußfähig, auch wenn von den Vertretern der Zahnärzte bezw. der 
Zahntechniker und der Krankenlaſſen nur je einer an der Verhandlung teilnehmen. Bei Stimmengleich⸗ 
heit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Der Landesausſchuß ſtellt im übrigen für die Geſchäftsführung und die Tragung der Koſten eine 
Geſchäftsordnung auf, die der Genehmigung des Senats bedarf. 


8 2 
Der Landesausſchuß iſt bei Anrufung durch eine Partei zuſtändig für ſchiedsgerichtliche Entſchei⸗ 
dungen beim Abſchluß neuer Verträge und bei Streitigkeiten aus abgeſchloſſenen Verkrägen zwiſchen 
Krankenkaſſen, Zahnärzten und Zahntechnikern, falls die Parteien [don vor Verkündung dieſer Ver⸗ 
ordnung in Vertragsbeziehungen geſtanden haben. Seine Zuſtändigkeit erſtreckt ſich nicht auf Rechts⸗ 
beziehungen zwiſchen neuen Parteien. Soweit in den Verträgen beſondere Schiedsgerichte vorgeſehen 
find, tritt der Landesausſchuß an deren Stelle. : 


Artikel II 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Senat kann zu ihrer Durchführung Näheres beſtimmen. 


Danzig, den 4. Januar 1934. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Wiercins ki⸗Keiſer 
5 Ausführungsverordunng 


zur Verordnung über die Zuſammenſetzung der Organe der Verſicherungsträger uſw. 
vom 25. Juli 1933 (G. Bl. S. 349). 


ge Vom 4. Januar 1934. 
Auf Grund des Artikels IV der vorbezeichneten Verordnung wird folgendes beſtimmt: 
81 o a i 
Die Vertreter der Arbeitgeber und der Verſicherten im Ausſchuß der Landesverſicherungsanſtalt 


für Invalidenverſicherung werden von der Aufſichtsbehörde (Landesverſicherungsamt) unmittelbar be⸗ 
rufen. ; 


9 2 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 4. Januar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercins ki⸗Keiſer 


Gen Verordnung 
über Prüfung der Geſchäfts⸗, Rechnungs⸗ und Betriebsführung der Krankenkaſſen. 
Vom 4. Januar 1934. N 

Auf Grund des $ 1 Ziffer 40 in Verbindung mit 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
St 5 Artikel I 

Das Oberverſicherungsamt kann die Geſchäfts⸗, Rechnungs⸗ und Betriebsführung der Kranken⸗ 
kaſſen durch eigene Maßnahmen prüfen. Die durch die Prüfung entſtehenden Koſten werden von dem 


a = 1 28 


= 6 
Oberverſicherungsamt feſtgeſetzt und fallen der Krankenkaſſe zur Laſt. Gegen die Feſtſetzung iſt binnen 
2 Wochen nach erfolgter Zuſtellung der Kostenrechnung Beſchwerde der Kaſſe an den Senat zuläſſig. 

Der Prüfungsbericht iſt auch der Aufſichtsbehörde mitzuteilen. $ 31 RVO. bleibt unberührt. 


Artikel II 
Der Abſatz 2 des § 342 RVO. und der § 414 a RWO. in der Faſſung des Geſetzes über Ande⸗ 


fa 


rungen in der Krankenverſicherung vom 3. Juli 1931 (G. Bl. S. 635 ff.) werden geſtrichen. 
Artikel III 


Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Der Senat kann zu ihrer Durch⸗ 
führung Näheres beſtimmen. 


Danzig, den 4. Januar 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Wiercins ki⸗Keiſer 


7 Verordnung 


über vorläufige Verſteuerung von Kraftfahrzeugen bei der Zulaſſungsbehörde. 
Vom 16. Dezember 1933. 


Auf Grund des § 6 Abſ. 4 des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 18. November 1931 wird in Er⸗ 
gänzung der beſtehenden Vorſchriften über die Art der Erhebung der Kraftfahrzeugſteuer (88 10 ff. 
Ausf.⸗Beſt. vom 18. 11. 1931 (G. Bl. 1932 S. 12) folgendes angeordnet: 


Seal 

(1) Bei der erſtmaligen Zulaſſung eines Kraftfahrzeugs gemäß 88 5, 6 der Verordnung über den 
Kraftfahrzeugverkehr vom 10. 2. 1933 (St. A.! S. 103) kann eine Aushändigung des Zulaſſungs⸗ 
ſcheins auch vor Löſung einer Steuerkarte erfolgen, wenn auf die alsbald feſtzuſetzende Kraftfahrzeug⸗ 
ſteuer bei der Zulaſſungsbehörde eine Vorauszahlung in beſtimmter Höhe ($ 2) geleiſtet wird. 

(2) Dieſes gilt auch im Falle der Wiederzulaſſung eines abgemeldeten Kraftfahrzeugs oder der 
Erteilung eines neuen Zulaſſungsſcheins für ein zugelaſſenes Fahrzeug wegen Wechſels des Beſitzers, 
ſofern nicht die Umſchreibung einer laufenden Jahresſteuerkarte unter Anrechnung bereits bezahlter 
Kraftfahrzeugſteuer beantragt wird. 

8 2 
Die nach $ 1 für den erſten Monat nach der Zulaſſung zu leiſtende Vorauszahlung beträgt: 


a) für Krafträder mit einem Hubraum bis 600 cem 3G 
über 600 cem. ; E 5 8 : : ; : ; ; 6G 
b) für Perſonenkraftwagen mit einem Hubraum bis 1500 cem einſchl.. OES 
über 1500 cem bis 3000 cem ‘einfhl OO Gm ner DA aa 20 G 
über 3000 cem : ; NER ; pas] y 3 br 30 G 
e) für Laſtkraftwagen und Omnibuſſe mit einem Eigengewicht bis 2000 kg einſchl. 25 G 
über 2000 kg bis 4000 ke einſchl. 5 2 5 : 5 ; 2 : 50 G 
über 4000 kg bis 6000 kg einſchl.. 75 G 
über 6000 kg 5 : ; ; 2 5 5 5 5 ; : 100 G 
d) für Kraftfahrzeuge der in $ 4 ADJ. 1 Ziffer 4 des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes bezeich⸗ 
neten Art treten an Stelle der Sätze zu e) ſolche von 12 G, 25 8, 37 8 und 50 


i 83 

Der nach $ 2 beſtimmte Vorauszahlungsbetrag wird entrichtet durch die Entwertung von Kraft⸗ 
fahrzeugſteuermarken (Vorl. Ausf. Anw. 13. 5. 32 — G. Bl. S. 233 —) auf dem Zulaſſungsſchein. 

Die Entwertung erfolgt durch Aufdrücken des Stempels der Zulaſſungsbehörde unter Hinzu⸗ 
fügung des Datums des Zulaſſungstages. ; 

§ 4 

(1) Gleichzeitig mit dem Antrag auf Zulaſſung des Kraftfahrzeugs hat der Steuerpflichtige die 
Steueranmeldung gemäß § 10 der Ausf.⸗Beſt. vom 18. 11. 1931 (G. Bl. 1932 S. 12) zu bewirken. 

(2) Die Zulaſſungsbehörde beſcheinigt unter Angabe der nach 8 2 dieſer Verordnung entrichteten 
Vorauszahlung die Richtigkeit der Steueranmeldung und überſendet dieſe ſodann dem Verkehrsſteueramt. 
8) Das Verkehrsſteueramt ſetzt die endgültige Jahresſteuer auf der Steueranmeldung feſt und 
fertigt für das Kraftfahrzeug eine Steuerkarte aus. Se = 


7 


(4) Die gemäß 88 1-3 geleiſtete Vorauszahlung wird vom Verkehrsſteueramt auf die feſtgeſetzle 
Jahresſteuer angerechnet. 
S25 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 16. Dezember 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


8 Berichtigung. 

In der Verordnung betr. das Verbot der Sammeltätigkeit im Gebiete der Freien Stadt Danzig 
für die Zeit der Durchführung des Notwerks zur Behebung der Arbeitsloſigkeit vom 19. Oktober 
1933 (G. Bl. S. 502) muß es im $ 1 Zeile 3 und 4 ſtatt „Der Staatskommiſſar für das Notwerk 
zur Behebung der Arbeitsloſigkeit“ heißen: „Der Staatskommiſſar für das Winterhilfswerk“. 


Danzig, den 23. Dezember 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Paul Batzer 


9 Berichtigung. 
1. In der Verordnung zur Anderung des Verfahrens in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten vom 1. De⸗ 
zember 1933 (G. Bl. S. 603 ff.) find folgende Fehler im Artikel I zu berichtigen: 

a) Zu Ziffer 5 iſt in dem neugefaßten $ 529 in Abſatz 2 das erſte Wort „Neue“ zu ſtreichen, 

b) zu Ziffer 12 muß es ,S 533“ heißen ſtatt „§ 553“, 

e) zu Ziffer 14 muß es in dem neugefaßten $ 426 Zeile 3 heißen „SS 445“ ſtatt „ss 449%, 

d) zu Ziffer 16 muß es in dem neugefaßten § 580 Nr. 1 in Zeile 3 heißen „der“ ſtatt „des“, 

e) zu Ziffer 35 muß es in dem neugefaßten $ 161 Zeile 4 heißen „bemerken“ ſtatt „vermerken“, 

f) zu Ziffer 55 ijt in dem neugefaßten 8 1035 Abſ. 2 vor dem Wort „Sachverſtändigen“ das 
Wort „eines“ einzuſchalten, 

2. In der Verordnung zur Vereinfachung der Zujtellungen vom 1. Dezember 1933 (G. Bl. S. 611 ff.) 
find folgende Fehler im Artikel I zu berichtigen: 

a) Zu Ziffer 4 muß es in dem neugefaßten $ 194 Abſ. 1 in Zeile 1 heißen „zuzuſtellende“ 
ſtatt „zuſtellende“, 

b) zu Ziffer 15 ſind in dem neugefaßten 8 497 Abſ. 1 die als zwei Abſätze gedruckten Sätze in 
einen Abſatz zuſammenzufaſſen, 

c) zu Ziffer 15 muß es in dem neugefaßten § 497 Abſ. 1 Zeile 4 heißen „auf den Güte⸗ 
antrag“ ſtatt „auf dem Güteantrag“, 

d) Ziffer 18 iſt zu ſtreichen (f. Verordnung vom 1. Dezember 1933 (G. Bl. S. 603 Art. I 
Ziffer 27). 


Danzig, den 30. Dezember 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


a A AS A A A 
Gúrijtleituna: Geſchäſtsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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